
pöt, pötsch – wenn Obst angefault ist oder
Druckstellen hat. „Der Abbel ischa ganz
pöt“. Ein „Puttabbel“ ist ein auf der Herd-
platte erwärmter Apfel.

Hans-Hermann Hilgner, Birgit Studt, Ka-
rin Vagt, Harry Meyer, Gerhard Woltjen,
Anke Grube, Heide Hofmann

Endlich ist es da: das
Buch zur Serie. Auf 152
Seiten präsentieren wir
718 bremische Stichwör-
ter, dazu etliche Fotos
aus unserem Archiv.
„Sprechen Sie Bre-
misch?“ (ISBN
978-3-938795 -22-4) ist
zu haben in allen unse-
ren Geschäftsstellen, in
unserem Onlineshop

www.weser-kurier.de/shop sowie im Buchhan-
del und kostet 8,90 Euro. Wenn Sie weitere Bei-
spiele für die bremische Mundart nennen kön-
nen, melden Sie sich doch bei uns. Bitte rich-
ten Sie Ihre Beiträge schriftlich an: bre-
misch@weser-kurier.de oder Bremer Tageszei-
tungen AG, 28189 Bremen, Lokalredaktion.

VON MICHAEL BRANDT

Die Stadt wird bunt. Ab sofort. Am mor-
gigen Sonntag ist schließlich offiziel-
ler Plakatierungsbeginn für die Par-

teien. Ab dann dürfen sie ihre Sprüche
und Politiker-Porträts an den Straßenrand
stellen. Die SPD hat sich allerdings in die-
sem Jahr für eine gewagte Taktik entschie-
den: Sie will im Wahlkampf nicht weiter
auffallen. Die Themenplakate zumindest,
die gestern der Landesvorsitzende An-
dreas Bovenschulte und SPD-Geschäfts-
führer Roland Pahl vorgestellt haben, be-
stehen praktisch nur aus einem Zitat und
dem SPD-Würfellogo. Hingucker? Keine.
Da ist es nur konsequent, dass die SPD in
den Wahlkampf nach eigener Aussage
auch deutlich weniger investiert als noch
vor vier Jahren. Und drittens liegt auch die
„Spendenerwartung“ unter dem Niveau
der Mitbewerber. Spendenerwartung –
hinter diesem Begriff verbirgt sich der frei-
willige Betrag, den die Partei von Kandida-
ten gerne überwiesen bekäme. Bei der
CDU sorgte bekanntlich für Wirbel, dass
die aussichtsreich gesetzten Kandidaten
800 Euro in die Wahlkampfkasse zahlen
sollten. Bei der SPD ist der Platz auf der Ab-

geordnetenbank günstiger zu haben: Die
vorderen Ränge liegen bei 250 Euro, die
hinteren bei 50 Euro.

Sie stehen am Straßenrand und bieten die
Wahrheit feil. Und sie sind gerne bereit,
sich auf ein Gespräch darüber einzulas-
sen, welches der rechte Weg ist und wel-
ches der falsche. Immer auf der Suche
nach neuen Schäflein. Nein. Gemeint sind
hier nicht die Zeugen Jehovas mit ihren
Zeitschriften. Gemeint sind vielmehr CDU
und FDP, die anscheinend dazu überge-
gangen sind, ihr Glück auf der Straße zu
suchen. Die CDU hat damit angefangen.
Die christdemokratischen Kandidaten hat-
ten sich mit Pappplakaten an die Schwach-
hauser Heerstraße gestellt. Kernbotschaft:
Für den Stau dort ist der rot-grüne Senat
verantwortlich, mit schwarzer Politik wäre
das nicht passiert. Die eine oder andere
Plakatbotschaft kann aber auch anders in-
terpretiert werden, wenn man dabei die
jüngsten Umfrageergebnisse der CDU im
Hinterkopf hat. Schatzmeister Carl Kau
zum Beispiel hielt eine Papptafel mit der
Aufschrift: „Es geht nicht voran.“ Das
spricht für sich. Und auch die FDP geht auf
die Straße. Oliver Möllenstädt hatte sich

jetzt direkt vor die Arbeitnehmerkammer
gestellt. Er trug dabei seine Botschaft in
der Hand, die in diesem Fall nicht sehr
überraschend ausfiel. Auf der Karte stand
die Frage: Sind sie noch Mitglied der Kam-
mer? So scheint in Bremen der multime-
diale Wahlkampf mittels Facebook schon
wieder abgelöst zu werden, bevor er rich-
tig begonnen hat. Der unübersehbare
Trend: Bürgersteig-Aktionen.

Das Haus der Bürgerschaft ist der Ort, an
dem das Herz der Demokratie in Bremen

schlägt. Und so ist es nur logisch, dass hier
nicht nur die monatlichen Sitzungen des
Parlaments stattfinden, sondern auch Bera-
tungen am Runden Tisch oder zum Bei-
spiel Sitzungen der Wirtschaftsdeputation.
Schließlich ist die demokratische Entschei-
dungsfindung mehr als nur der Akt der Ab-
stimmung. Debatten müssen geführt und
von den Bürgern auch verfolgt werden. So
allein kann politische Teilhabe tatsächlich
stattfinden. Doch die Deputation ist ausge-
zogen und hat jetzt bereits zwei Termine
im World Trade Center in der Birkenstraße
absolviert. Der profane Grund: Geld. Die
Bürgerschaftsverwaltung ist offenbar dazu
übergegangen, für ihre Räume die volle
Miete zu kassieren. Das Parlament – ein
Veranstaltungszentrum mit marktüblichen
Regeln? Wer vier Stunden für ein Sitzungs-
zimmer im Gebäude Börsenhof A einkalku-
liert, muss dafür Berichten zufolge 380
Euro zahlen. Auch der Plenarsaal kann üb-
rigens gemietet werden. kommt jedoch teu-
rer. Wer allerdings bedürftig ist oder eine
Veranstaltung von öffentlichem Interesse
anbietet, kann einen verminderten Satz be-
antragen. Für die Wirtschaftsdeputation
gilt anscheinend weder das eine noch das
andere.

VON ELKE HOESMANN

Bremen. Eine Videokamera im Restau-
rant, Fotos von Arbeitnehmern im Inter-
net, ein Psychiatrie-Belegungsplan, der
auf der Straße lag – Verstöße gegen den
Datenschutz gab es im vergangenen Jahr
zuhauf. Dokumentiert sind sie im neuen
Jahresbericht der Bremer Landesbeauf-
tragten für Datenschutz, Imke Sommer,
der gestern vorgestellt wurde.

An der Fassade zwei Überwachungska-
meras, die rund um die Uhr das Treiben auf
Gehweg und Straße aufzeichneten, eine
weitere im Restaurant – weil sie einen Tipp
bekam, nahm sich die Datenschutzbe-
hörde den Restaurantbesitzer vor. „Viele
private Unternehmen verlassen sich da-
rauf, dass ihre Kameras nicht bemerkt wer-
den“, sagte Sommer. Und falls sie erwischt
würden, sei das für sie auch kein großes Pro-
blem. „Die haben die Geldstrafen oft schon
in ihre Wirtschaftsplanung eingestellt.“

Auf der Bürgerweide erfassten Videoka-
meras über die Parkflächen hinaus weitere
öffentliche Bereiche. Das sei inzwischen
korrigiert worden, auch zusätzliche Hin-
weisschilder gebe es jetzt, heißt es im Be-
richt. Geschlampt wurde zudem im Sozial-
zentrum Gröpelingen/Walle. Dort wird ein
Kassenautomat videoüberwacht, ohne
dass die Benutzer dies erkennen konnten.
Nun weisen deutlich sichtbare Schilder da-
rauf hin. Viele Menschen hätten sich aber
wohl schon damit abgefunden, gefilmt zu
werden, kritisierte Sommer. Kameras im öf-
fentlichen Raum gälten bereits als normal.

Auf der Straße entdeckte ein Bürger den
Belegungsplan der Psychiatrie des Klini-
kums Bremen-Nord – mit Namen, Alter
und Erkrankungen von Patienten. Ein Kran-
kenpflegeschüler hatte das Dokument ver-
loren. „Hoffentlich ein Einzelfall“, sagte
Sommer. Allerdings mangele es noch an

Sensibilität für die besonders schützens-
werten Daten von Patienten. So gab das Kli-
nikum Bremen-Ost einen Entlassungsbe-
richt gegen den Wunsch des Patienten an
zwei seiner Fachärzte weiter. Beim Ärztli-
chen Notdienst im Klinikum Mitte wurden
Gesundheitsdaten in Anwesenheit von Ta-
xifahrern aufgenommen. Und die Kassen-
ärztliche Vereinigung warnte alle Vertrags-
ärzte vor einer Patientin, die angeblich Arz-
neimittel missbraucht; Name, Anschrift
und Krankenkasse wurden genannt.

Steuerbescheid mit Tesafilm
Fehlende Diskretion beim Grundbuchamt:
Sachbearbeiter telefonierten mit Bürgern,
während Besucher im selben Zimmer Ak-
ten einsahen und Privates mitbekamen. Da-
tenpanne auch in der Justiz: Eine Gerichts-
vollzieherin sollte einen Pfändungsbe-
schluss zustellen – und übergab ihn einer
nicht empfangsberechtigten Person. We-
nig begeistert dürfte auch ein Bremer gewe-
sen sein, der Post vom Finanzamt erhielt:
Der Briefumschlag für seinen Steuerbe-
scheid war mit Tesafilm verschlossen.

Der Inhaber eines Einzelhandelsge-
schäfts hatte auf seiner Internetseite Fotos

und Namen seiner Beschäftigten gestellt;
in einem sogenannten Web-Log wurde ihr
Fehlverhalten, allerdings ohne Namens-
nennung, angeprangert. Die Leser konn-
ten die Schilderungen kommentieren.

Ein besserer Beschäftigtenschutz ist
Imke Sommer besonders wichtig. Doch das
Gesetz, das die Bundesregierung dazu
plane, verschlechtere den Schutz vor über-
mäßiger Überwachung, sagte sie. Telefon-
und Videokontrolle dürfe es nur unter be-
stimmten Voraussetzungen geben, etwa
zur Aufdeckung von Straftaten. Der Ent-
wurf legalisiere aber solche weitreichen-
den Eingriffe noch im Nachhinein.

Viele Bürger beschwerten sich 2010 über
Handels- und Wirtschaftsauskunfteien,
weil diese sich weigerten, ihnen mitzutei-
len, welche Daten über sie gespeichert wur-
den. Solche Verstöße gegen die gesetzli-
che Auskunftspflicht könnten mit einer
Buße von bis zu 50000 Euro geahndet wer-
den, so Sommer. Ein Kreditinstitut teilte
auf Anfrage nur Datenkategorien mit, nicht
aber die individuellen Daten des Kunden.

„Enttäuschend“ sei auch das Vorgehen
der Stadt Bremerhaven beim Aufbau eines
Dachflächenkatasters. Im Internet soll un-
ter Eingabe von Straße und Hausnummer
die Eignung jeder Dachfläche für den Bau
von Solaranlagen festgestellt werden kön-
nen. Eine Veröffentlichung dieser perso-
nenbezogenen Daten sei aber nur zulässig,
wenn die Betroffenen vorher einwilligten,
betonte Sommer. Gemeinsam habe man
zwar eine datenschutzrechtliche Lösung
entwickelt; die sei aber nicht weiterver-
folgt worden. Nun gebe es nur ein „Wider-
spruchsrecht à la Google Street View“.

Auch behördliche Datenschutzbeauf-
tragte haben es schwer: 2010 legten gleich
zwei ihr Amt nieder. Begründung: Von den
Behörden hätten sie nicht die gesetzlich
vorgeschriebene Unterstützung erhalten.

SPRECHEN SIE BREMISCH?

pöt
MARKTPLATZPLAUDEREIEN

Wahlkampf auf dem Bürgersteig

VON VOLKER JUNCK

Bremen. Der 88-jährige Naturschutzwart
Gerold Janssen ist endlich am Ziel „meines
langen Weges nach Absurdistan“, wie er
gestern verkündete. Neun Jahre lang hat
er für die Erschließung des Blocklandes
durch sanften Tourismus gekämpft. Eine
Brücke über die Kleine Wümme an der
Hemmstraße wurde gegen den Widerstand
der Landwirte gebaut. Nun ist auch der
neue Radweg vom Kuhgrabensee zur
Hemmstraße fertig.

Zur feierlichen Einweihung des 1400 Me-
ter langen Stückes kamen zahlreiche Gäste
und Vertreter von Umweltverbänden. Um-
weltsenator Reinhard Loske (Grüne) erin-
nerte daran, wie viel Geduld und Energie
es vor allem Gerold Janssen gekostet hat,
bis auch hier alle Widerstände ausgeräumt
und die 200000 Euro zur Finanzierung des
Vorhabens beschafft waren. Den Löwenan-
teil trägt die Stadt, 45000 Euro kommen
von der Stiftung Wohnliche Stadt. Einen
kleinen Wermutstropfen gibt es aber auch:
Die Strecke mit Kiesbelag eignet sich nicht
für Inline-Skater. Doch eine Asphaltierung
wäre mindestens doppelt so teuer gewor-
den und war aus Umweltschutzgründen
auch nicht gewollt.

Wer bisher den asphaltierten Weg vom
Kuhgraben entlang des Kuhgrabensees ra-
delte oder wanderte, stand am Ende des Ge-
wässers vor abgesperrten Weiden. Nun
geht es weiter parallel zur Autobahn an
den drei Windmühlen vorbei bis zur Block-
lander Hemmstraße. Damit eröffnet sich
eine ganz neue Erschließung des Blocklan-
des für den Bremer Westen. Der neue Weg
ist für Reiter gesperrt und darf nur von
Landwirten und Mitarbeitern der Wind-
kraftanlagen befahren werden.

CDU-Kandidat Carl Kau (links) mit Plakat im
Straßen-Einsatz. FOTO: FR

Landesdatenbeauftragte Imke Sommer: Zahl
der Anfragen stieg 2010 auf 600. FOTO: KOCH
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Zu einem Tag der offenen Tür lädt heute
das Lebensart Seniorenbüro, Breitenweg
1a, ein. Von 10 bis 15 Uhr informiert die Rei-
seabteilung über ihre Pläne, der Internet
Club stellt Kursangebote für Senioren vor,
ehrenamtliche Mitarbeiter beantworten
Fragen.

Zum Frühlingsfest Nevruz und zum Unab-
hängigkeitsfest lädt heute unter anderem
das Honorarkonsulat der Republik Usbekis-
tan ein. Beginn ist um 19 Uhr im Waldau
Theater, Waller Heerstraße 165. Es gibt us-
bekische Spezialitäten und Musik.

„Japanische Stadtmusikanten aus Bre-
men“ lautet das Motto eines Benefizkon-
zerts, das ein Projekt-Ensemble aus deut-
schen und japanischen Musikern und Sän-
gern morgen gibt. Das Programm reicht
von klassischer Musik bis zu japanischen
Liedern. Es beginnt um 15 Uhr in der Frie-
denskirche in der Humboldtstraße 175.

Eine gewässerkundliche Flusserkundung
der Wümme bietet die Stiftung NordWest
Natur am Sonntag, 3. April, an. Sie findet
von 11 bis 14 Uhr statt und beginnt an der
Schleuse Kuhsiel. Anmeldung bis zum 28.
März unter Telefon 71006.

Gerold Janssen bei der Einweihung „seines“ Radweges. Rechts Senator Reinhard Loske, der das Projekt vorangetrieben hatte.  VJ·FOTO: KOCH

Pannen, Schlamperei, Verstöße
Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit stellt Jahresbericht vor

VON NIELS KANNING

Bremen. Wenn rücksichtslose Falschpar-
ker die Anfahrt von Rettungsfahrzeugen
behindern, wird es brandgefährlich. Zu-
letzt am 7. März bei einem Löscheinsatz im
Ortsteil Fesenfeld. Der Leiterwagen der
Feuerwehr beschädigte zwei Autos, die ver-
botenerweise im Einmündungsbereich der
Feldstraße geparkt waren. Ein drittes Auto
musste von einem Hydrantenanschluss ge-
zogen werden. Im Stadtteil werden nun
weitere Kurvenradien und Einmündungen
schraffiert. Auch in Findorff ist die man-
gelnde Rettungssicherheit ein Thema.

Weil Falschparker zunehmend Rettungs-
wege – vor allem in Nebenstraßen von
Steintor und Ostertor – blockieren, hatte In-
nensenator Ulrich Mäurer ein Konzept zur
Rettungssicherheit erarbeiten lassen. Im
Juni 2010 richtete man im sogenannten
Milchquartier – zwischen Ostertorsteinweg
und Osterdeich – ein Testfeld ein: Dort wur-
den Kurvenradien markiert, Rettungswege
neu beschildert und Flyer mit dem Hinweis
„Richtig parken kann Leben retten –
Falsch parken kann teuer werden“ verteilt.
Neben der Aufklärung setzt die Behörde
auf gezieltes Abschleppen. Ob das funktio-
niert, soll Anfang April bei einer nicht ange-
kündigten Kontrollfahrt überprüft werden.
Spätabends wird ein großes Feuerwehrwa-
gen durchs Milchquartier fahren.

Ab nächsten Montag wird im Viertel die
Markierung von Parkverbotsflächen in
Straßeneinmündungen und das Aufbrin-
gen von Stahlnägeln in engen Kurvenra-
dien fortgesetzt. Im südlichen Steintor –
zwischen Sielwall und Lübecker Straße,
Osterdeich und Vor dem Steintor – werden
zunächst neun Einmündungen und Kurven-
radien schraffiert. Weiter geht es dann im
nördlichen Steintor, im Fesenfeld und ab-
schließend im nördlichen Ostertor.

Auch die Rettungssicherheit in Findorff
war ein Thema in internen Besprechungen,
sagte der Sprecher des Innenressorts, Rai-
ner Gausepohl. Möglicherweise wird es
auch in Findorff eine öffentliche Aktion mit
einer Kontrollfahrt der Feuerwehr geben.

VON MICHAEL BRANDT

Bremen. Der Sanierungsbedarf an öffentli-
chen Gebäuden in Bremen liegt derzeit bei
ungefähr 150 Millionen Euro. Einige Ge-
bäude sind so marode, dass sie sogar ge-
sperrt worden sind. Zum Beispiel sind ei-
nige Schulturnhallen in Bremen-Nord mo-
mentan nicht oder nur eingeschränkt nutz-
bar. Das geht aus einem internen Bericht
hervor, der am Dienstag dem Senat vor-
liegt. Die Summe von 150 Millionen Euro
beziehe sich aber nur auf „offensichtliche
Schäden“, heißt es in den Papieren. Ver-
lässliche Angaben könnten nicht durch
eine einfache Begehung ermitteln werden,
heißt es darin außerdem.

Die Stadt hat in den vergangenen Jahren
jeweils zwischen 58 und 28 Millionen Euro
in Gebäudesanierungen investiert, zusätz-
lich zur laufenden Bauunterhaltung. Damit
habe sich die Gesamtsituation seit 2002
deutlich verbessert, ist den Senatsunterla-
gen zu entnehmen.

Anfang 2002 war der Sanierungsstau in
Ämtern, Schulen und Polizeidienststellen
noch auf 383 Millionen Euro geschätzt wor-
den. Allerdings, heißt es in den Senatspa-
pieren heute, sind dabei nicht alle Pro-
bleme berücksichtigt worden. PCB-Beseiti-
gungen und Tragwerksuntersuchungen ka-
men im Laufe der zurückliegenden Jahre
hinzu. So gehen die Experten davon aus,
dass der tatsächliche Stau bei der Erhe-
bung 2002 ungefähr 100 Millionen Euro hö-
her lag. Aufgrund der Entwicklung bis
heute ist der Senat aber überzeugt, dass
der Sanierungsstau abgebaut werden
kann. Die Linksfraktion hatte einen um-
fangreichen Fragenkatalog zur Unterhal-
tung und Sanierung von öffentlichen Ge-
bäuden an den Senat gerichtet, die Ant-
wort der Finanzbehörde liegt jetzt im Ent-
wurf vor und wird beraten.

Rettungssicherheit
weiter gefährdet
Markierungsarbeiten im Steintor

Sanierungsstau
von 150 Millionen

Bericht über öffentliche Gebäude

STADTUMSCHAU

Radweg vom Kuhgrabensee zur Hemmstraße ist fertig
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